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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 51. 


(Nr. 4765.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 10. Auguſt 1857., betreffend die Abaͤnderung des 
$. 17, der Revidirten Statuten der Preußiſchen See-Aſſekuranz-Kompagnie 
in Stettin (Geſetz-Sammlung für 1855. S. 256.). 


Ait Ihren Bericht vom 13. Juli d. J. will Ich genehmigen, daß an Stelle 
des H. 17. der von Mir unter dem 30. April 1855. beſtaͤtigten Revidirten Sta⸗ 


tuten der Preußiſchen See⸗Aſſekuranz⸗Kompagnie in Stettin der nach dem zu- 


ruͤckfolgenden Protokolle der Generalverſammlung vom 26. Maͤrz d. J. be⸗ 
ſchloſſene und in der gleichfalls wieder anliegenden notariellen Verhandlung 
vom 15. Juni d. J. von dem Geſellſchaftsdirektorium verlautbarte Nachtrag 
zu den genannten Statuten trete. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt mit obigem Nachtrag durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 10. Auguſt 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr den Miniſter für Handel, Gewerbe 


Simons. und oͤffentliche Arbeiten: 
v. Pommer Eſche. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter. 


Jahrgang 1857. (Fr. 4765.) 5 96 Nachtrag 


Ausgegeben zu Berlin den 14. September 1857. 


Nachtrag 


zu den durch die Allerhöchſte Kabinets⸗Order vom 30. April 1855. 
beſtätigten Statuten der ea See⸗Aſſekuranz⸗Kompagnie 
in Stettin. 


K. 17. 


Der Bevollmaͤchtigte, welcher jederzeit Aktionair der Geſellſchaft fein 
muß, beſorgt die laufenden Geſchaͤfte und vertritt die Geſellſchaft auf Grund 
dieſes Statuts und ohne beſondere Vollmacht in allen rechtlichen Beziehungen 
nach Außen hin, namentlich auch in den Fallen, wo die Geſetze eine Spezial⸗ 
vollmacht erfordern. Er legitimirt ſich eintretenden Falls durch ein von einem 


Notar auf Grund ſeines Wahlprotokolls auszuſtellendes Atteſt. Ihm liegt. 


ob, die Verſicherungen mit den ſich meldenden Perſonen zu kontrahiren und 
die daruͤber zu ertheilenden Polizen in Vollmacht der Preußiſchen See⸗-Aſſe⸗ 
kuranz⸗Kompagnie zu zeichnen und die demnachſt auszufertigenden Polizen zu 
vollziehen. Der Bevollmaͤchtigte hat im Allgemeinen und namentlich bei 


Schließung der Verſicherungsvertraͤge die nöthige Vorſicht zu beobachten und 
ſich genau an die Vorſchriften dieſer Statuten und an die von der Direktion 
zu ertheilenden Inſtruktionen und Anweiſungen zu halten. In bedenklichen 


Faͤllen kann er ſofort die ſaͤmmtlichen Direktoren verfammeln, um Darüber ge⸗ 
meinſchaftlich Ruͤckſprache zu nehmen, und muß ſich deren Beſchluß zur Richt⸗ 
ſchnur dienen laſſen. Sollte der Bevollmaͤchtigte durch Krankheit oder andere 
Zufaͤlle behindert ſein, ſo muß die Polize von einem der verwaltenden Direk⸗ 


toren gezeichnet und uͤberhaupt ſein Geſchaͤft durch einen der Direktoren ver⸗ 


ſehen werden. 


Uueebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Bevollmaͤchtigte oder die 
Direktoren, welche die Polize zeichnen, daraus nur als Mandatarien der Ge 
ſellſchaft verhaftet find und die Verſicherten weitere Anſpruͤche an fie perſön⸗ 
lich nicht haben. f 


(Nr. 4766, 
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(Nr. 4766.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der unter dem Namen: „Ornon⸗ 
f f towitzer Aktiengeſellſchaft fix Kohlen =- und Eiſenproduktion“ mit dem 
Domizil zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 15. Auguſt 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung eines Aktienunternehmens un- 
ter der Benennung: „Ornontowitzer Aktiengeſellſchaft fuͤr Kohlen⸗ und Eiſen⸗ 
Produktion“, deren Sitz Berlin ſein ſoll und welche bezweckt: Kohlen, Eiſen 
und andere Foſſilien in Oberſchleſien, und insbeſondere im Bezirk der Ornon⸗ 
towitzer Guͤter aufzufuchen und zu gewinnen, die gewonnenen Kohlen und die 
daraus bereiteten Koaks zu verwerthen, aus den gewonnenen oder ſonſt erwor⸗ 
benen Erzen Metalle darzuſtellen und dieſe zu verarbeiten und zu verwerthen, 
auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem mittelſt 
ö notariellen Aktes vom 9. Auguſt d. J. feſtgeſtellten Geſellſchaftsſtatute Unſere 
ve landesherrliche Beftätigung mit der Maaßgabe ertheilt haben, daß es im H. 13. 

dieſes Statuts ſtatt „vierwoͤchentlichen Friſt“ lauten muß: „vierjaͤhrigen Friſt“, 
und im H. 18. deſſelben ſtatt „zwei Mitgliedern“: „drei Mitgliedern“. 


Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem erwaͤhnten notariellen Akte 
fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute des Statuts durch die Geſetz⸗ 
Sammlung und das Amtsblatt Unſerer Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werde. f 


Arkundlich unter Unſerer Höchfteigenhänbigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. e 40% 


Gegeben Sansſouci, den 15. Auguſt 1857. Ka 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Fuͤr den Juſtizminiſter: 
$ Müller. 


(Nr. 4766.) | 96* Statut 
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u Statut 
der Ornontowitzer Aktiengeſellſchaft für Kohlen⸗ und Eiſen⸗ 
Produktion. 


Titel I. 
Firma, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 


$. 1. 


Unter Vorbehalt landesherrlicher Genehmigung und auf Grund des Ge— 
ſetzes vom 9. November 1843. wird kraft des gegenwaͤrtigen Statuts eine Ak⸗ 
tiengeſellſchaft unter der Firma: 

„Ornontowitzer Aktiengeſellſchaft fuͤr Kohlen- und Eiſen⸗ 

Produktion“ 
begruͤndet. 

H. 2. 

Die Geſellſchaft hat ihren Wohnſitz zu Berlin und ihren Gerichtsſtand 
vor dem Königlichen Stadtgerichte daſelbſt. 

Dieſelbe iſt jedoch verpflichtet, nicht blos bei dem ſo eben gedachten Ge⸗ 
richte ihres Wohnſitzes, ſondern auch bei denjenigen Gerichten des Inlandes, 
in deren Jurisdiktionsbezirken ſie gewerbliche Etabliſſements beſitzt, wegen dern 
Geirhäfte ann Morhinhlichkoiton ‚Dia Sch al See. PRATER, 2 2er A 1 

Auf Klagen der Aktionaire als ſolcher gegen die Geſellſchaft findet dieſe 
letztere Beſtimmung keine Anwendung. M 
1 Jeder Aktionair nimmt, ſo weit es ſich um Streitigkeiten mit der Ge 
ſellſchaft handelt, durch die Zeichnung oder den Erwerb einer Aktie zugleich 
ſſein Domizil am Sitze der Geſellſchaft. N 


fen Domtizu am Sitze ver Geſeulſchaft. N 5 


. 


Die Dauer der Geſellſchaft wird auf funfzig Jahre, vom Tage der lan⸗ 
desherrlichen Genehmigung derſelben gerechnet, feſtgeſetzt. 


H. 4. 


5 Eine Verlaͤngerung derſelben kann innerhalb der gedachten Zeit durch 
die Generalverſammlung ($. 38.) beſchloſſen werden. Der desfallſige Be⸗ 
ſchluß bedarf jedoch der landesherrlichen Genehmigung. 


Titel II. 
Zweck der Geſellſchaft. 
SB, 
Der Zweck der Geſellſchaft iſt: Kohlen, Eiſen und andere Ae 
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Oberſchleſien, und insbeſondere im Bezirke der Ornontowitzer Guͤter, aufzu⸗ 
ſuchen und zu gewinnen, die gewonnenen Kohlen und die daraus bereiteten 
Koaks zu verwerthen, aus den gewonnenen oder ſonſt erworbenen Erzen Me⸗ 
talle darzuſtellen und dieſe zu verarbeiten und zu verwerthen. ie: 

Um dieſen Zweck zu erreichen iſt die Geſellſchaft berechtigt, Grundſtuͤcke 
und Bergwerkseigenthum zu erwerben. 


Titel III. 
Grundkapital, Aktien und Aktionaire. 


H. 6. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft wird auf 1,300,000 Rthlr., geſchrie⸗ 
ben: Eine Million und dreimal hunderttauſend Thaler Preußiſch Kurant, feſtge⸗ 
ſetzt und auf 6500 Stuͤck Aktien zu 200 Rthlr. vertheilt. Eine Erhoͤhung des 
Grundkapitals kann nur durch die Generalverſammlung (F. 38.) mit landes⸗ 
herrlicher Genehmigung beſchloſſen werden. 8 


H. 7. 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber. Dieſelben werden nach dem die⸗ 
5 A Statute beigehefteten Formulare A. in fortlaufenden, aus dem Stamm⸗ 


Aktienbuche auszuziehenden Nummern von Eins bis ſechstauſend fuͤnfhundert 
10 und ausgegeben, wenn der volle Betrag zur Geſellſchaftskaſſe be⸗ 
richtigt iſt. a 
: Mit den Aktien werden Dividendenſcheine nebſt Talons, jedesmal auf 
I fünf Jahre, nach dem beiliegenden Formulare B. ausgegeben, welche nach Ab⸗ 
9 1 lauf des letzten Jahres gegen Einreichung der Talons durch neue erſetzt werden. 
| Ueber die Partial-Einzahlungen bis zur erfolgten vollen Berichtigung des 
Aktienbetrages werden beſondere, mit den Nummern der kuͤnftig auszufertigen⸗ 
den Aktien verſehene Quittungsbogen ausgegeben, die auf den Namen des 
erſten Zeichners lauten. Dieſelben werden, ſobald der Betrag der Aktien voll 
eingezahlt iſt, gegen die Aktien ſelbſt ausgewechſelt. 


H. 8. 


Ein jeder Aktienzeichner iſt zwar ſeine Rechte aus der Zeichnung und 
den von ihm geleiſteten Einzahlungen auf Andere zu uͤbertragen befugt, er bleibt 
aber fuͤr den vollen Betrag des von ihm gezeichneten Aktienkapitals verpflich⸗ 
tet und kann von dieſer Verbindlichkeit vor Einzahlung von vierzig Prozent 
gar nicht, nach Einzahlung von vierzig Prozent nur durch Beſchluß des Ver⸗ 
waltungsrathes der Geſellſchaft befreit werden. Ach 

Die Richtigkeit der Unterſchriften unter den Ceſſionen ift die Geſellſchaft 
zu pruͤfen zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


H. 9. | 
Die Einzahlung der Aftienbeträge erfolgt in Raten von zehn bis zwan⸗ 
(Fr, 4766.) zig 
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zig Prozent, und in den Terminen, die der Verwaltungsrath nach dem Be⸗ 


duͤrfniſſe der Geſellſchaft feſtſetzt. Die Aufforderung zur Zahlung wird jedes⸗ 
mal durch die Geſellſchaftsblaͤtter ($. 15.) mindeſtens vier Wochen vor dem 


Zahlungstermine durch den Verwaltungsrath erlaſſen. Sofort nach Eingang 


der landesherrlichen Genehmigung (F. 1.) muͤſſen jedoch mindeſtens zehn Pro⸗ 


zent, und im Laufe des erſten Jahres überhaupt mindeſtens vierzig Prozent 


eingefordert und eingezahlt werden. Der Verwaltungsrath iſt befugt, die Voll⸗ 
einzahlung von Aktien jederzeit anzunehmen. 


9:40, 


Wer innerhalb der nach H. 9. feſtzuſetzenden Friſten die ausgeſchriebenen 
Zahlungen nicht leiſtet, verfaͤllt zu Gunſten der Geſellſchaft, außer den geſetz⸗ 
lichen Verzugszinſen, in eine Konventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des qus⸗ 
geſchriebenen Betrages. 

Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten öffentlichen Auf⸗ 
forderung die Zahlung noch immer nicht erfolgt, fo iſt die Geſellſchaft berech⸗ 
tigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Raten⸗ 
zahlung, ſowie durch die urfprüngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebe⸗ 
nen Anfprüche auf den Empfang von Aktien fuͤr erloſchen zu erklaͤren. Eine 
ſolche Erklärung erfolgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch oͤffentliche 
Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. 

An Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen von dem 
Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. | 


Derſelbe ift jedoch ſtatt deſſen auch berechtigt, die gerichtliche Einklagung 0 


der fälligen Einzahlungen nebſt Verzugszinſen und der Konventionalſtrafe ge⸗ 
gen die ſaͤumigen Aktionaire zu beſchließen. d 


F. 11. 


Die einzelnen Raten, welche auf die Aktien eingehen, werden von dem 


vom Verwaltungsrathe beſtimmten Zahlungstage ab waͤhrend der Bauzeit, 
d. h. bis zur Beendigung des Baues und der Inbetriebſetzung der Kohlengru⸗ 
ben und Hochoͤfen auf dem erſten von der Geſellſchaft zu gruͤndenden Eta⸗ 
bliſſement, laͤngſtens aber bis zum Ablauf des Jahres 1859., mit fuͤnf Prozent 
Pro anno verzinſt. Fuͤr die ſpaͤtere Zeit tritt der Anſpruch auf die Dividen⸗ 
den aus dem Reingewinne der Geſellſchaft ein (H. 44.). Zinſen und Dividen⸗ 
den, die nicht binnen vier Jahren nach dem erſten durch Bekanntmachung des 
Verwaltungsrathes (F. 44.) feſtgeſetzten Zahlungstage abgehoben find, verfallen 
zum Beſten der Geſellſchaft. 


§. 12. 


Mehrere Rechtsnachfolger und Repraͤſentanten eines Aktionairs: find 
nicht befugt, ihre Rechte einzeln und getrennt auszuuͤben; ſie koͤnnen dieſelben 
vielmehr nur gemeinſchaftlich und nur durch Eine Perſon wahrnehmen laſſen. 
N H. 13. 


2 
$. 13. 


Sind Aktien, Quittungsbogen oder Talons verloren gegangen, ſo hat 
der Verlierer die Amortiſation derſelben nach den geſetzlichen Vorſchriften auf 
ſeine Koſten zu erwirken. 

An Stelle der amortiſirten Dokumente fertigt der Verwaltungsrath, 
nachdem das Datum des rechtskraͤftigen Amortiſationsurtels in dem Aktien⸗ 
buche der Geſellſchaft vermerkt iſt, neue Dokumente gleicher Art unter neuen 
Nummern aus. | 

Verlorene Dividendenſcheine können nicht amortiſirt werden. Wohl aber 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt der Dividendenſcheine vor Ablauf der im 
$. 11. feſtgeſetzten vierwoͤchentlichen Friſt angezeigt und den ſtattgehabten Be⸗ 
ſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe dargethan 
hal, der Betrag der angemeldeten Dividendenſcheine nach Ablauf der Verjaͤh⸗ 
rungsfriſt gegen Quittung ausbezahlt werden, falls die Dividendenſcheine ſelbſt 
nicht etwa inzwiſchen eingegangen und realiſirt find, 


H. 14. 


Ueber den Betrag feiner Aktien hinaus iſt kein Aklionair fuͤr die Zwecke der 
Geſellſchaft und zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten irgend etwas beizutragen 
verpflichtet, den einzigen Fall der im H. 10. beſtimmten Konventionalſtrafe 
ausgenommen. u 

. 19. 


Alle Bekanntmachungen, Zahlungsaufforderungen und ſonſligen Mitthei⸗ 
lungen, die der Verwaltungsrath oder die Direktion in den Angelegenheiten 
der Geſellſchaft an die Aktionaire zu erlaſſen haben, gelten fuͤr gehoͤrig geſche⸗ 
hen, wenn ſie durch den Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, die Breslauer Zeitung, 
die Magdeburger Zeitung und die Berliner Boͤrſenzeitung veröffentlicht find. 
Der vorgeſetzten Behörde ſteht es zu, die Wahl anderer Blaͤtter zu fordern, 
nöthigenfalls dieſelben vorzuſchreiben. a f 

Geht eines oder das andere der Geſellſchaftsblaͤtter ein, ſo hat der Ver⸗ 
waltungsrath andere, an denſelben Orten erſcheinende Blaͤtter in gleicher Zahl, 
unter Vorbehalt der Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde, zu waͤhlen. 
Bis dieſes geſchehen iſt, genuͤgt die Inſertion in die uͤbrig gebliebenen Blaͤtter. 

Alle hinſichtlich der Geſellſchaftsblaͤtter eintretenden Aenderungen ſind 
durch die Amtsblaͤtter der Königlichen Regierungen zu Potsdam und Oppeln 
und derjenigen Regierungen, in deren Bezirken uͤberhaupt die Geſellſchaftsblaͤtter 


fie erſcheinen, ſowie durch letztere ſelbſt, bekannt zu machen. 


Titel IV. 
Organiſation der Geſellſchaft. 


$. 16. 


Die Geſellſchaft wird vertreten und ihre Rechte werden ausgeuͤbt durch 
(Ir. 4766.) 1) den 


Perſonen, von denen mindeſtens fünf in Berlin wohnen muͤſſen. 
der Generalverſammlung gewaͤhlt. 


daß immer nach zwei Jahren drei Mitglieder ausſcheiden. 


1) den Verwaltungsrath, 
2) die Direktion, 
3) die Generalverſammlung. 
A. Der Verwaltungsrath. 


H. 17 
Der Verwaltungsrath hat ſeinen Sitz in Berlin und beſteht aus neun 


Derſelbe wird, vorbehaltlich der Ausnahmebeſtimmung des F. 18., von 


Die Wahl erfolgt jedesmal auf ſechs Jahre, jedoch mit der Maaßgabe, 
Die Reihenfolge des Ausſcheidens wird durch das Amtsalter und bei 


gleichem Amtsalter durch das Loos beſtimmt. 


folgenden Perſonen: 


die ſofort nach Eingang der landesherrlichen Genehmigung (F. 1.) vier in Ber⸗ 
lin wohnende Aktionaire zu wählen und dadurch die im $. 17. vorgeſchriebene 


ſtens bis zum Ende des Jahres Eintauſend acht hundert neun und funfzig 
zu rechnenden Bauzeit (F. 14.) und bis zu der nach Verlauf der vier erſten 
Betriebsjahre abzuhaltenden ordentlichen Generalverſammlung in Funktion, laͤng⸗ 
ſtens alſo bis zur ordentlichen Generalverſammlung des Jahres Eintauſend 
acht hundert vier und ſechszig. Erſt in dieſer Generalverſammlung beginnt 


dadurch entſtehenden Vakanzen durch 


reſp. Quittungsbogen der Geſellſchaft beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien 


Die ausſcheidenden Mitglieder ſind ſofort wieder waͤhlbar. 


N H. 18. 
Der erſte Verwaltungsrath beſteht kraft des gegenwaͤrtigen Statuts aus 


1) dem Bankpraͤſidenten Louis Nulandt zu Deſſau, 

2 dem Stadtrath Auguſt Morgenſtern zu Magdeburg, 
3) dem Kaufmann Eduard Eiſerhardt zu Magdeburg, 
4) dem Kaufmann Adolph Eiſerhardt zu Berlin, 

5) dem Kaufmann Wilhelm Deneke zu Magdeburg, 


Mitgliederzahl zu ergaͤnzen berechtigt ſind. 
Der ſolchergeſtalt konſtituirte Verwaltungsrath bleibt während der laͤng⸗ 


daher das alljährliche Ausſcheiden von 9 nen bie 0 5 
ahl der Generalverſammlung (F. 17). 


$. 19. 
Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens zehn Stuͤck Aktien 


werden bei der Geſellſchaft hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des 
Inhabers als Verwaltungsrath dauern, unveräußerlich. 


F. 20. 


„ 
. 
1 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Stellvertreter für denfelben. Beide muͤſſen in Berlin wohnen und In⸗ 
laͤnder ſein. Ihre Funktionen dauern zwei Jahre. 

s Iſt in einer Verſammlung des Verwaltungsrathes weder der Vorſitzende, 
noch ſein Stellvertreter zugegen, ſo fuͤhrt das nach den Lebensjahren aͤlteſte 
anweſende Mitglied den Vorſitz. 


„ 
Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes iſt berechtigt, ſein Amt nach vor⸗ 
gaͤngiger vierwöchentlicher Kündigung niederzulegen. 
Die ſolchergeſtalt oder ſonſt auf außergewoͤhnliche Art erledigte Stelle 
wird durch eine von den uͤbrig gebliebenen Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
in einer deshalb beſonders anzuberaumenden Sitzung zu vollziehende Wahl beſetzt. 


„Das vom Verwaltungsrathe gewählte Mitglied bleibt nur für die noch 
übrige Amtsdauer feines Vorgängers in Funktion. 


§. 22. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf ſchriftliche Einladung des 
Vorſitzenden mindeſtens vierteljährlich einmal in Berlin. Auf den Antrag von 
mindeſtens drei Verwaltungsräthen iſt jedoch der Vorſitzende verpflichtet, bin= 
nen acht Tagen eine Verſammlung zu berufen. 

Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmen: 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet, inſofern es ſich nicht um 
eine Wahl handelt, die Stimme des Vorſitzenden. Ergiebt bei einer Wahl 
die erſte Ahſtimmung keine abſolute Majorität, fo werden diejenigen Perſonen, 
welche die Mehrzahl der Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der 
zu Waͤhlenden zur engeren Wahl geſtellt; bei Stimmengleichheit aber ent⸗ 
ſcheidet das Loos. 5 

Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes des Verwaltungsrathes iſt die 
Anweſenheit von wenigſtens fuͤnf ſeiner Mitglieder erforderlich. 

Uueeber die in den Sitzungen des Verwaltungsrathes gefaßten Beſchluͤſſe 
iſt jedesmal ein Protokoll auf; zunehmen und von dem Vorſitzenden und min- 
deſtens zwei Mitgliedern des erwaltungsrathes zu unterſchreiben. 


H. 23. 


Dem Verwaltungsrathe ſteht die obere Leitung der Geſchaͤfte der Ge⸗ 
ſellſchaft zu. Derſelbe beſchließt und verfügt demzufolge über alle Angelegen⸗ 
heiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Beſchlußnahme der Generalver- 
ſammlung vorbehalten oder der Direktion uͤbertragen ſind. 

Der Verwaltungsrath iſt insbeſondere ermaͤchtigt: . 

1) die Mitglieder der Direktion zu wählen und zu entlaſſen und Verlraͤge 
mit ihnen abzuſchließen; 
Jahrgang 1857. (Nr. 4766.) 97 a 2) In⸗ 
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2) Inſtruktionen fuͤr die Geſchaͤftsfuͤhrung der Direktion zu erlaſſen und 
abzudndern, und darin insbeſondere zu beſtimmen, in welcher Weiſe die 
Geſchaͤfte unter die Mitglieder der Direktion vertheilt werden ſollen, 
und bei welchen Geſchaͤften die Direktion an die Zuſtimmung des Ver⸗ 
waltungsrathes gebunden fein foll; 

3) die Bau⸗ und Betriebsetats feſtzuſetzen; 

40 die von der Direktion zu legenden Bau⸗ und Betriebsrechnungen zu re⸗ 
vidiren, vorbehaltlich der Prüfung derſelben durch die Reviſionskommiſ⸗ 
ſion ($. 36. Nr. 2.); 

5) die Direktion in allen ihren Geſchaͤften zu kontroliren und von denſelben 
jederzeit Kenntniß zu nehmen; 

6) die Erwerbung oder Veraͤußerung von Grundſtuͤcken oder Gerechtigkeiten 
zu beſchließen. Inſofern aber der Preis reſp. Werth einer einzelnen 
Erwerbung oder Veräußerung dieſer Art die Summe von flnfund- 
zwanzig tauſend Thalern uͤberſteigt, iſt die Genehmigung der General 
Verſammlung erforderlich. 


Der nach F. 18. bereits eingeſetzte erſte Verwaltungsrath bedarf zu 


jeder Erwerbung oder Veraͤußerung ohne Unterſchied des Betrages der beſon⸗ 
deren Genehmigung der Generalverſammlung, inſofern letztere ihm nicht durch 
einen beſonderen Beſchluß die volle dem Verwaltungsrathe nach Nr. 6. zu⸗ 
ſtehende Befugniß uͤbertraͤgt. 8 i 


5 §. 24. 5 

Alle Erlaſſe und Ausfertigungen, die der Verwaltungsrath zu vollziehen 

hat, gelten für gültig vollzogen, fobald fie von dem Worfikenden, reſp. deſſen 
Stellvertreter, Namens des Verwaltungsrathes unterſchrieben find. f 

9. 25. 


Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, außer dem 


Erſatze der durch die Nusuͤbung feiner Funktionen entſtandenen Auslagen, fuͤr 


feine Muͤhewaltung eine Tantieme vom Reingewinne von fünf Prozent, die 
unter die Mitglieder des Verwaltungsrathes gleichmaͤßig vertheilt wird. 

Der Generalverſammlung iſt das Recht vorbehalten, eine Abaͤnderung 
dieſer Beſtimmung zu beſchließen. N 


4 


B. Die Direktion. 


H. 20. 


Die Direktion beſteht aus einem Generalbevollmaͤchtigten und einem 
techniſchen Direktor, die der Verwaltungsrath zu wählen und deren Verhaͤlt⸗ 
niſſe zur Geſellſchaft der Verwaltungsrath durch mit ihnen abzuſchließende 
Vertrage zu beſtimmen hat. Die Beſoldung der Direktion kann zum Theil in 
einer Tantieme vom Reingewinne beſtehen. 


Her 
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Der Generalbevollmaͤchtigte muß in Berlin, der techniſche Direktor in 
Ornontowitz oder auf den Werken wohnen. Dem erſteren ſoll hauptſaͤchlich die 
kaufmaͤnniſche, dem letzteren hauptſaͤchlich die techniſche Leitung der Geſchaͤfte 
nach naͤherem Inhalte der von dem Verwaltungsrathe feſtzuſetzenden Inſtruk⸗ 
tionen uͤbertragen werden. N N 

Jedes Mitglied der Direktion muß mindeſtens zehn Stuͤck Aktien reſp. 
Quittungsbogen der Geſellſchaft beſitzen oder erwerben. Dieſelben werden bei 
der Geſellſchaft hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des Inhabers 
als Direktionsmitglied dauern, unveraͤußerlich. f 


$ 27. 


Es iſt zulaͤſſig, die Funktionen des Generalbevollmaͤchtigten durch ein 
Mitglied des Verwaltungsrathes, welches auch der Vorſitzende ſein kann, ausuͤben 
zu laſſen. Daſſelbe ſcheidet, ſo lange es als Generalbevollmaͤchtigter fungirt, 
bei allen Berathungen und Beſchluͤſſen, bei denen der Verwaltungsrath der 
Direktion als kontrolirende Behörde gegenuͤberſteht, insbeſondere alſo bei Aus— 
uͤbung der im $. 23. sub Nr. 4. und 5. dem Verwaltungsrathe beigelegten 
Funktionen, aus, ohne daß es deshalb einer Ergaͤnzungswahl fuͤr den Ver⸗ 
waltungsrath bedarf. 

Das einem Mitgliede des Verwaltungsrathes ertheilte Mandat zur Aus: 
uͤbung der Funktionen des Generalbevollmaͤchtigten kann jederzeit von dem 
betreffenden Mitgliede gekuͤndigt und ebenſo durch einen ohne ſeine Zuziehung 
von dem Verwaltungsrathe zu faſſenden Beſchluß widerrufen werden. Im 
Uebrigen gelten fuͤr die Dauer jener Funktion wegen der Tantieme und Re⸗ 
muneration die Beſtimmungen des H. 26. 


§. 28. 


Auch den beſonders angeſtellten Direktionsmitgliedern gegenuͤber muß 
dem Verwaltungsrathe durch die abzuſchließenden Verträge jederzeit das Recht 
vorbehalten werden, die Direktoren zu entlaſſen, ſobald er dies im Intereſſe 
der Geſellſchaft fuͤr noͤthig erachtet. Der desfallſige Beſchluß kann jedoch nur 
in einer dazu beſonders anzuberaumenden Sitzung, und auch nur dann guͤltig 
gefaßt werden, wenn mindeſtens ſieben Mitglieder des Verwaltungsrathes fuͤr 
die Entlaſſung ſtimmen. Erfolgt die Entlaſſung nach dem Ausſpruche von 
mindeſtens ſieben Mitgliedern des Verwaltungsrathes wegen Verletzung der 
dem Direktor obliegenden Pflichten aus Vorſatz oder grober Fahrlaͤſſigkeit, ſo 
zieht ſie jederzeit den Verluſt der etwa ſonſt kontraktlich zu gewaͤhrenden Aus⸗ 
trittsentſchaͤdigung oder Penfion, ſowie aller Anſpruͤche auf Beſoldung, Grati⸗ 
fikation, Tantieme oder ſonſtige Emolumente, fuͤr die Zukunft nach ſich. Die 
Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen H. 28. ſind in die mit den Direktionsmitglie⸗ 
dern abzuſchließenden Vertraͤge aufzunehmen. 


H. 29. | 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft in allen ihren Geſchaͤften und 
Gr, 4766.) 97 Rechts⸗ 
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Rechtsverhaͤltniſſen dritten Perſonen gegenuͤber. Ihr allein ſteht es zu, die 

Firma der Geſellſchaft zu zeichnen und unter dieſer Firma zu korreſpondiren 
und Vertraͤge abzuſchließen. 

Alle Erlaſſe und Vertraͤge der Direktion ſind gültig und für die Geſell⸗ 

ſchaft verbindlich, wenn ſie unter der Firma der Geſellſchaft vollzogen und | 

wenn derſelben die Unterfchriften entweder des Generalbevollmaͤchtigten und des 


techniſchen Direktors, oder eines von ihnen und eines dazu vom Verwaltungs⸗ N 


rathe beſonders beauftragten Verwaltungsraths⸗Mitgliedes oder Beamten der 
Geſellſchaft, oder zweier in gleicher Weiſe ermaͤchtigten Verwaltungsraths-Mit⸗ 
glieder oder Beamten beigefügt find. 

Der Nachweis, daß die Direktion innerhalb der Grenzen der ihr vom 
Verwaltungsrathe ertheilten Inſtruktionen gehandelt habe, iſt dritten Perſonen 


gegenuͤber niemals erforderlich. Auch kann dritten Perſonen der Einwand, 


ae Direktion ihre Inſtruktionen uͤberſchritten habe, niemals entgegengeſetzt 
werden. 


C. Die Generalverſammlung. 


H. 30. 


Alle Generalverſammlungen finden in Berlin ſtatt. Zur Theilnahme 
an denſelben ſind, vorbehaltlich der Beſtimmung des F. 45., diejenigen Aftionaite 
berechtigt, die mindeſtens fuͤnf Aktien der Geſellſchaft eigenthuͤmlich beſitzen und 
dieſelben ſpaͤteſtens am zweiten Geſchaͤftstage vor dem Tage der Generalver⸗ 
ſammlung bis Mittags 12 Uhr im Buͤreau der Geſellſchaft niedergelegt, oder 
den Beſitz derſelben anderweitig auf eine dem Verwaltungsrathe genuͤgende 
Art beſcheinigt haben. Quittungsbogen, auf welche die bis zur Zeit der Gene⸗ 
ralverſammlung fällig gewordenen Ratenzahlungen geleiſtet find, werden dabei 
den Aktien gleich gerechnet. Ueber die Anerkennung etwaiger Ceſſionen der 
Quittungsbogen entſcheidet der Verwaltungsrath. Ueber die geſchehene Nieder⸗ 
legung der Aktien reſp. Quittungsbogen wird eine Beſcheinigung ertheilt, 
die als Einlaßkarte fuͤr die Generalverſammlung dient, und gegen deren Wieder⸗ 
einreichung die deponirten Dokumente am Tage nach der Generalverſammlung 
zuruͤckgegeben werden. Beſcheinigungen uͤber den Beſitz von Aktien oder Quit- 
tungsbogen muß der Verwaltungsrath als genuͤgend anerkennen, ſofern die 
Unterſchriften der Ausſteller von einem offentlichen Beamten, unter Beidruͤckung 
des Amtsſiegels, beglaubigt ſind. ö 


$. 31. 


Ordentliche Generalverſammlungen werden alljährlich im zweiten Kalen⸗ 
derquartale gehalten. ; 


H. 32 


Außerordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt, ſo oft es der a | 
wal⸗ 
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waltungsrath fuͤr noͤthig erachtet, oder Aktionaire, die zuſammen mindeſtens 
den fuͤnften Theil der emittirten Aktien reſp. Quittungsbogen eigenthuͤmlich be⸗ 
ſitzen, darauf antragen. x 

Zur Begründung eines ſolchen Antrages ift erforderlich, daß die im H. 30. 
vorgeſchriebene Niederlegung der Aktien reſp. Quittungsbogen der Antragſteller 
bei Einreichung des Antrages bewirkt wird. 


99769. 


N Die Generalverſammlungen werden vom Verwaltungsrathe mittelſt zwei⸗ 
maliger oͤffentlicher Bekanntmachung, von denen die letzte ſpaͤteſtens vier Wochen 
vor dem Tage der Generalverſammlung in den F. 15. gedachten oͤffentlichen 
Blaͤttern erſcheinen muß, berufen. - 5 

Stimmberechtigte Aktionaire, die in der Verſammlung nicht erſcheinen, 
koͤnnen ſich durch anweſende, ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten laſſen. 

Die zur Legitimation der Vertreter erforderlichen ſchriftlichen Vollmach⸗ 
ten find dem Verwaltungsrathe zu überreichen, der uber ihre Auslaͤnglichkeit zu 
entſcheiden hat. 

Notarielle oder gerichtliche Vollmachten, imgleichen ſolche, bei denen die 
Unterſchriften der Ausſteller von einem oͤffentlichen Beamten unter Beidruͤckung 
des Amtsſiegels beglaubigt ſind, muß der Verwaltungsrath als auslaͤnglich 
anerkennen. 

Handlungsfirmen koͤnnen ſich durch ihre Prokuratraͤger, Frauen durch 
ihre Ehemaͤnner, Minderjaͤhrige oder ſonſt Bevormundete durch ihre Vormuͤn⸗ 
der reſp. Kuratoren, und juriſtiſche Perſonen durch ihre geſetzlichen Vertreter, 
auch wenn dieſelben nicht Aktionaire find, in den Generalverſammlungen ver- 
treten laſſen. 


§. 34. 


In den Generalverſammlungen führt der Vorſitzende des Verwaltungs: 
rathes ($. 20.) den Vorſitz. Er ernennt zwei bis vier Skrutatoren aus der 
Mitte der Verſammlung und ſetzt den Abſtimmungsmodus feſt. 

f Bei den von den Generalverſammlungen vorzunehmenden Wahlen findet 
jedoch ſtets geheime Abſtimmung durch Stimmzettel ſtatt. 

Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen werden durch abſolute Stim- 
menmehrheit der anweſenden Aktionaire gefaßt. Bei den Abſtimmungen geben 
je fünf Aktien Eine Stimme. Doch kann kein Aktionair, außer dem Falle des 
H. 45., mehr als dreißig Stimmen fuͤr ſich ſelbſt und als Bevollmaͤchtigter in 
ſeiner Perſon vereinigen. . 

Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet bei allen Beſchluͤſſen mit 
Ausnahme der Wahlen die Stimme des Vorſitzenden. 17 

Ergiebt bei einer Wahl die erſte Abſtimmung keine abſolute Majoritaͤt, 
ſo werden diejenigen Perſonen, welche die mehrſten Stimmen erhalten haben, 
in doppelter Anzahl der zu Wählenden zur engeren Wahl geſtellt. Bei Stim⸗ 
mengleichheit aber entſcheidet das Loos. 2 

(Nr. 4766) §. 35. 


=. UM 


F. 353 


Die Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlungen ſind fuͤr alle 
Aktionaire verbindlich, auch wenn ſie dabei nicht anweſend, reſp. nicht vertre⸗ 
ten geweſen, oder nicht ſtimmberechtigt ſind. 


$. 36. 


In den ordentlichen Generalverſammlungen erſtattet der Verwaltungs⸗ 
rath uͤber die Lage des Geſchaͤfts und die Reſultate deſſelben Bericht. 
Sodann erwaͤhlt die Generalverſammlung: 


1) die Mitglieder des Verwaltungsrathes (SS. 17. und 18.), und 
2) drei Reviſſonskommiſſarien, denen die Pruͤfung der vom Verwaltungs⸗ 
rathe revidirten Rechnungen (F. 23. Nr. 4.) zuſteht. 

Die Reviſionskommiſſarien, welche in der erſten ordentlichen General⸗ 
Verſammlung des Jahres Eintauſend acht hundert acht und funfzig ges 
waͤhlt werden, haben die Prüfung der Rechnungen für die Zeit von dern 
Begründung der Geſellſchaft bis zum Schluß des Jahres 1858. vorzu⸗ 
nehmen und uͤber das Reſultat derſelben der ordentlichen Generalverſamm⸗ i 
lung des Jahres 1859. Bericht zu erſtatten. Demnaͤchſt hat ſich die 
Pruͤfung der Reviſionskommiſſarien immer auf die Rechnungen desjenigen 
Jahres, innerhalb deſſen ſie gewaͤhlt ſind, zu erſtrecken; ihr Bericht geht 
an die ordentliche Generalverſammlung des naͤchſtfolgenden Jahres. 

Die Rechnungen find den Kommiſſarien jedesmal ſpaͤteſtens ſechs 
Wochen vor dem Tage der Generalverſammlung, an welche fie Berichet 
zu erſtatten haben, nebſt den Büchern im Buͤreau der Geſellſchaft vor: 
zulegen. Ihr Bericht iſt ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor der Generalver⸗ 
ſammlung dem Verwaltungsrathe zur Kenntnißnahme und Erledigung 
etwaniger Erinnerungen mitzutheilen. 

Die ordentliche Generalverſammlung beſchließt demnaͤchſt: 

über die Dechargirung der von den Reviſionskommiſſarien geprüften Rech⸗ 

nungen reſp. über die Verfolgung der etwa dagegen erhobenen Erinne⸗ 

rungen, und i f 

4) über alle Anträge, die vom Verwaltungsrathe oder einzelnen Aktionairen 
in den Angelegenheiten der Geſellſchaft vor dieſelbe gebracht werden. 


Anträge der Aktionaire gelangen jedoch nur zur Berathung und Beſchluß⸗ 
nahme, wenn ſie ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor der Generalverſammlung bei 
dem Verwaltungsrathe ſchriftlich eingebracht ſind, und in der Verſammlung 
ſelbſt vor Eroͤffnung der Diskuſſion durch mindeſtens fuͤnf und zwanzig Stim⸗ 
men, die Stimme des Antragſtellers mit eingerechnet, unterſtuͤtzt werden. 


3 


— 


87 


In außerordentlichen Generalverſammlungen kann nur über diejenigen 
Gegen⸗ 
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Gegenſtaͤnde berathen und befchloffen werden, die in der zum Zweck der Ein⸗ 


berufung erlaſſenen Bekanntmachung des Verwaltungsrathes ausdruͤcklich als 
Gegenſtaͤnde der Verhandlung bezeichnet ſind. i f 


$. 38. 


Auch in den ordentlichen Generalverſammlungen kann 


1) die Vermehrung des Grundkapitals uͤber den Betrag von Einer Million 
dreimal hundert tauſend Thaler hinaus, 
2) die Abaͤnderung der Statuten, 
3) die Verlaͤngerung der Zeit, für welche die Geſellſchaft geſchloſſen iſt, und 
4) die Aufnahme von Anleihen fuͤr die Geſellſchaft, moͤgen dieſelben in Auf⸗ 
nahmen baarer Betraͤge oder in der Eingehung von Schuldverbindlich⸗ 
keiten, deren Deckung nicht aus den Einnahmen des laufenden Geſchaͤfts— 
jahres erfolgt, beſtehen, N 
nur dann beſchloſſen werden, wenn in der zum Zweck der Einberufung zu er⸗ 
laſſenden Bekanntmachung ausdruͤcklich bemerkt ift, daß ein hierauf bezuͤglicher 
Antrag zur Verhandlung kommen ſoll. Außerdem beduͤrfen die Beſchluͤſſe 
ad 1 — 3., um verbindliche Kraft zu erhalten, der landesherrlichen Genehmi- 
gung, Beſchluͤſſe ad 4. der Genehmigung des Herrn Handelsminiſters. 


$. 39. 


Ueber die Verhandlungen in der Generalverſammlung wird ein gericht⸗ 
liches oder notarielles Protokoll aufgenommen. Die Namen der zur Theil: 
nahme an der Verſammlung berechtigten (F. 30.) und wirklich erſchienenen 
Aktionaire reſp. ihrer Bevollmaͤchtigten, ſowie die Zahl der einem jeden von 
ihnen gebuͤhrenden Stimmen, werden durch ein von dem Verwaltungsrathe zu 
vollziehendes Verzeichniß konſtatirt, welches dem Protokolle ‚beizufügen iſt. 

Das Protokoll iſt gültig vollzogen und für die Geſellſchaft verbindlich, 
wenn der Vorſitzende, ſowie die beim Abſchluß des Protokolls anweſenden 
Skrutatoren, daſſelbe unterſchrieben haben. 


D. Legitimation der Geſellſchaftsvorſtaͤnde. 
H. 40. 


Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsrathes, in denen Mitglieder 
deſſelben gewählt werden (§ . 18. und 21.), ſowie über die Beſchluͤſſe, wodurch 
Direktoren ernannt oder Direktionsfunktionen an Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes, oder das Recht zur Mitzeichnung der Firma an Verwaltungsraths⸗ 
Mitglieder oder Beamte der Geſellſchaft uͤbertragen werden (§. 23. Nr. 1., 
HH. 27. und 29.), find gerichtliche oder notarielle Protokolle aufzunehmen. 


(Nr. 4766.) | H. 41. 
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H. 41. 


Die Legitimation des Verwaltungsrathes und der Direktoren wird durch 


die im H. 40. gedachten Wahlprotokolle, reſp. durch beglaubigte Extrakte 


aus den Generalverſammlungs-Protokollen, in denen Wahlen enthalten find, 4 


efuͤhrt. 
5 Die Namen der Mitglieder des Verwaltungsrathes, feines Vorſitzenden 
und deſſen Stellvertreters, ſowie die Namen der Direktionsmitglieder reſp. des 
etwa an Stelle des Generalbevollmaͤchtigten fungirenden Mitgliedes des Ver⸗ 
waltungsrathes, und die Namen der zur Unterzeichnung der Firma ermaͤchtigten 
Perſonen und jede dabei eintretende Veränderung, find durch die Geſellſchafts⸗ 
bläfter (§. 15.) bekannt zu machen. f 


b Titel 19 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


H. 42. 


Am Schluſſe eines jeden Kalenderjahres iſt von der Direktion eine voll— 
ſtaͤndige Inventur, die das geſammte Beſitzthum der Geſellſchaft, mit Einſchluß 
der Vorraͤthe und Außenſtaͤnde, zu umfaſſen hat, aufzunehmen und nebſt der 
Bilanz dem Verwaltungsrathe zur Prüfung und Feſtſtellung mitzutheilen. In 
der erſten Inventur werden die Immobilien und Mobilien nach dem Koſten⸗ 
preiſe angeſetzt. In jedem folgenden Jahre beſtimmt der Verwaltungsrath, 
wie viel darauf abzuſchreiben iſt. Die Abſchreibungen auf Bauwerke muͤſſen 
jedoch mindeſtens Ein Prozent, auf Maſchinen und Utenſilien mindeſtens fuͤnf 
Prozent jaͤhrlich betragen. 

Die Rohſtoffe, Materialien und Fabrikate werden nach dem laufenden 
81 den der Verwaltungsrath zu pruͤfen und feſtzuſtellen hat, zum Anſatz 
gebracht. : 
; In der Bilanz find den aus der Inventur ſich ergebenden Aktivis der 

Geſellſchaft alle Paſſiva derſelben, mit Einſchluß der Einſchuſſe der Aktionaire, 
gegenuͤber zu ſtellen. 


H. 43. 


Der aus der Bilanz eines Betriebsjahres nach Deckung aller Ausgaben 
deſſelben ſich ergebende Ueberſchuß der Aktiva uͤber die Paſſiva bildet den Rein⸗ 
gewinn des betreffenden Jahres. d 

i In welcher Weiſe dabei die in einem Jahre vorgekommenen Ausgaben 
fuͤr Neubauten, Maſchinen und größere, Anſchaffungen oder Anlagen, die einen 
bleibenden Werth haben, zur Beruͤckſichtigung kommen ſollen, beſtimmt der Ver⸗ 
waltungsrath bei Feſtſtellung der Bilanz. O. 

ie 


A ee | 5 
Die Bilanz iſt durch die Geſellſchaftsblätter alljährlich bekannt zu 
machen. 0 a 
§. 44. 


Die aus dem Reingewinne den Aktionairen zu zahlende Jahresdividende 
wird alljaͤhrlich von dem Verwaltungsrathe feſtgeſetzt. : 

Es ſollen jedoch mindeſtens zehn Prozent des Reingewinnes zur Bildung 
eines Reſervefonds ſo lange zuruͤckgelegt werden, bis derſelbe die Hoͤhe von 
zehn Prozent des ausgegebenen Aktienkapitals erreicht hat. 

Der Reſervefonds iſt zur Deckung etwaniger Verluſte und außergewoͤhn⸗ 
licher 10 0 beſtimmt. Ueber feine Verwendung beſchließt der Merwal- 
tungsrath. 

Der Betrag der Jahresdividende und die Zeit der Auszahlung derſelben, 
die ſpaͤteſtens im Juli eines jeden Kalenderjahres geſchehen muß, ſowie die 
Orte, wo die Dividenden etwa außerhalb des Sitzes der Geſellſchaft zu erhe⸗ 
ben find, hat der Verwaltungsrath durch die Geſellſchaftsblaͤtter (F. 15.) be⸗ 
kannt zu machen. 

Eine gleiche Bekanntmachung iſt wegen Zahlung der Zinſen waͤhrend 
der Bauzeit (F. 11.) zu erlaſſen. e 


Titel VI. 
Auflöfung der Geſellſchaft. 


$. 45. 


Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche zuſammen 
ein Fuͤnftel des emittirten Aktienkapitals der Geſellſchaft beſitzen, kann der An⸗ 
trag auf Aufloͤſung der Geſellſchaft geſtellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber nur in 
einer beſonders dazu berufenen außerordentlichen Generalverſammlung durch 
eine Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden oder vertretenen Akkionaire, 
vorbehaltlich der landesherrlichen Beſtaͤtigung, beſchloſſen werden. 

In dieſer Generalverſammlung iſt ein jeder Aktionair, gleichviel, wie 
viele Aktien er beſitzt, ſtimmberechtigt. Eine jede vertretene Aktie giebt dabei 
Eine Stimme. 5 


H. 46. 


Außerdem tritt die Aufloͤſung der Geſellſchaft in den in den HH. 25. 
und 28. des Geſetzes vom 9. November 1843. beſtimmten Fällen ein. 
$ 47. 


Im Falle der Aufloͤſung hat die Generalverſammlung, welche die Auf⸗ 
löfung beſchließt, auch den Modus der Liquidation, ſowie die Zahl der Liqui⸗ 
Jahrgang 1857. (Nr. 4766.) 98 datoren 
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datoren zu beſtimmen und die Liquidatoren zu waͤhlen und ihre Befugniſſe feſt⸗ 
zuſetzen. Auch bei dieſen Beſchluͤſſen giebt eine jede, in der Verſammlung ver⸗ 
tretene Aktie Eine Stimme. 


Titel VII. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


§. 48. 


Das Königliche Volizeiprafidium zu Berlin, ſowie jede Koͤnigliche Re⸗ 
gierung, in deren Bezirk die Geſellſchaft ihre Geſchaͤfte betreibt, find befugt, 
einen Kommiſſar zur Wahrnehmung des Aufſichtsrechts fuͤr beſtaͤndig oder fuͤr 
einzelne Faͤlle zu beſtellen. Der Kommiſſar iſt befugt, die Direktion und den 
Verwaltungsrath gültig zuſammen zu berufen und ihren Berathungen beizuwoh⸗ 
nen, auch die Zuſammenberufung der Generalverſammlung von dem Werwal: 
tungsrathe binnen einer von ihm feſtzuſetzenden Friſt zu verlangen, event. aber 
dieſelbe ſelbſt zu berufen und jederzeit von den Buͤchern, Rechnungen, Regi⸗ 
ſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſellſchaft, ſowie 
von dem Zuſtande ihrer Kaſſen und Etabliſſements Kenntniß zu nehmen. 


H. 49. 


Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Bergbau⸗ 
Huͤtten⸗ und anderen gewerblichen Unternehmungen fuͤr die kirchlichen und 
Schul⸗Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, inſoweit letztere 
dazu nicht ſelbſt geſetzlich verpflichtet und im Stande ſind, oder die desfallſige 
Verpflichtung nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht Gemeinden 
oder anderen korporativen Verbaͤnden und Perſonen obliegt, oder dieſe dazu 
nicht im Stande ſind, auch zu den Koſten der Polizei- und Gemeindeverwal⸗ 
tung in angemeſſenem Verhaͤltniſſe beizuſteuern, und kann, ſofern dieſelbe ſich 
dieſer Verpflichtung entziehen ſollte, angehalten werden, fuͤr die gedachten 
Zbwecke, ſowie nöthigenfalld zur Gruͤndung neuer Kirchen- und Schülſyſteme, 

diejenigen Beitraͤge zu leiſten, welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher 
Beſtimmung der betreffenden Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten fuͤr nothwendig erachtet werden. 

Außerdem iſt die Geſellſchaft verpflichtet, gemaͤß der Geſetze vom 9. Fe⸗ 
bruar 1849., 3. April 1854. und 10. April 1854. durch Errichtung von 
Kranken⸗, Begraͤbniß⸗ und Unterſtuͤtzungs⸗Kaſſen nicht nur für Fabrikarbeiter 
und Huͤttenleute, ſondern auch fuͤr die Arbeiter in den Eiſenerz⸗Foͤrderungen, 
ſowie die Werkfuͤhrer, Aufſeher u. ſ. w., und die Steinkohlengruben-Arbeiter 
in Berückſichtigung der Beſtimmung für den Kreis Pleß vom 6. Januar 1857. 
(Kreisblatt für Pleß, 1857. Stuͤck 5.) Sorge zu tragen. 


For⸗ 


ee 


Formular A. 
(Trockener Stempel.) . 
AEtre 
der 
Ornontowitzer Aktiengeſellſchaft fin Kohlen- und Eiſenproduktion 
uͤber 


n Zweihundert Thaler Kuraut. 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt auf Höhe von Zweihundert Thalern Kurant 
an dem geſammten Eigenthum und den Erträgen der oben genannten Geſell⸗ 
0 mit allen ſtatutenmaͤßigen Rechten und Pflichten eines Aktionairs be⸗ 
theiligt. 

Berlin, dens 18. 


| Der Verwaltungsrath 
der Ornontowitzer Aue für Kohlen- und Eiſen⸗ 


roduktion. 
(Facsimile der Unterſchriften der Mitglieder des Verwaltungsrathes.) 
Eingetragen Fol. ..... des Aktienbuchs. 


(Unterſchrift eines Direktors oder Beamten.) 


Formular B. 
„eee ’ Senne 
Dividendenſchein 
zur Aktie 


Gegen Ruͤckgabe dieſes Scheins zahlt die Kaſſe der Ornontowitzer Aktien⸗ 
geſellſchaft für Kohlen⸗ und Eiſenproduktion die für das Betriebsjahr 18. 
auf obige Aktie fallende Dividende nach Maaßgabe der deshalb zu erlaſſenden 
Bekanntmachung. 

Bali de 8 18. 


Der Berwaltungsrath 
der Ornontowitzer Aktiengeſellſchaft für Kohlen⸗ und Eiſen⸗ 


roduktion. f 
Der Vorſitzende. 
(Facsimile der Unterſchrift.) 


(Ar. 4766-4767.) For⸗ 


Formular C. 


Ornontowitzer Aktiengeſellſchaft für Kohlen- und 
Eiſenproduktion. 


Talon. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen Ruͤckgabe deſſelben neue 
Dividendenſcheine vom Jahre 18.. ab laufend zur Aktie 19 
Berlin, dens 2 18. 


Der Verwaltungsrath 
der Ornontowitzer Aktiengeſellſchaft für Kohlen⸗ und Eiſen⸗ 
l Produktion. 
Eingetragen in das Aktienbuch. 
(Unterſchrift,) a 


Der Vorſitzende. 
(Facsimile der Unterſchrift.) 


(Nr. 4767.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Auguſt 1857., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Stadt⸗ 
gemeinde Moers, Regierungsbezirks Duͤſſeldorf. 


Au den Bericht vom 19. Auguſt d. J., deſſen Anlagen zuruͤckerfolgen, will 

Ich der Stadtgemeinde Moers, im Kreiſe Geldern des Regierungsbezirks Düffel- 

dorf, deren Antrage gemaͤß, nach bewirkter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermei⸗ 

ſtereiverbande, in welchem dieſelbe zur Zeit mit Landgemeinden ſteht, die 

Staͤdte⸗-Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. hiermit verleihen. 
Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Sansſouei, den 24. Auguſt 1857. 


Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den Miniſter des Innern: 
v. Raumer. 


An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofhuchdruckerei 
F (R. Decker). a 


